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News Nr. 3/2013

Aufschiebung der Bürgschaft für eine auf ein nicht veröffentlichtes Konto des Lieferanten

gezahlte Mehrwertsteuer

In der Januarausgabe unserer News (Nr. 1/2013) haben wir Sie über die Erweiterung der

Bürgschaft des Empfängers einer steuerpflichtigen Leistung für eine ausstehende MwSt.

informiert.

Wie bereits erwähnt, haftet der Empfänger der steuerpflichtigen Leistung seit dem 1. April

2013 für die ausstehende Mehrwertsteuer, soweit er die Zahlung auf ein im MwSt.-Zahler-

Register nicht veröffentlichtes inländisches Bankkonto des Lieferanten vornimmt.

Um das Institut der Bürgschaft geltend zu machen, hat die Steuerverwaltung den Bürgen

zur Zahlung der ausstehenden Mehrwertsteuer schriftlich aufzufordern.

In diesem Zusammenhang hat die Generalfinanzdirektion eine Information veröffentlicht,

nach der die Steuerverwaltung diejenigen Bürgen zur Zahlung der ausstehenden

Mehrwertsteuer nicht auffordern wird, bei denen die Bürgschaft im Zeitraum bis zum 30.

September 2013 entsteht.

Faktisch bedeutet dies eine Aufschiebung der Bürgschaft für eine auf ein nicht

veröffentlichtes Konto des Lieferanten gezahlte Mehrwertsteuer erst ab dem 1. Oktober

2013.

Der Grund für die Aufschiebung ist der Generalfinanzdirektion zufolge, dass „der

gegenständliche Bürgschaftstyp neu ist und die Einführung der mit dieser Bürgschaft auf

Seiten der unternehmerischen Öffentlichkeit zusammenhängenden Maßnahmen

verhältnismäßig aufwendig ist“.

Es sei noch hinzugefügt, dass die Aufschiebung der Bürgschaft keinen Einfluss auf die Pflicht

der Mehrwertsteuerzahler hat, der Steuerverwaltung eine Änderung der für die

unternehmerische Tätigkeit verwendeten Bankkonten anzuzeigen.

Information der Generalfinanzdirektion bezüglich der Regeln der Rechnungstellung

Die Generalfinanzdirektion hat die längst erwartete Information bezüglich der Problematik

der Rechnungen (Steuerbelege) erlassen, die mit Wirkung seit dem 1. Januar 2013

erheblich novelliert wurde (siehe die News 1/2013).

Die Information der Generalfinanzdirektion sollte den Steuersubjekten die Orientierung in

der Problematik der Erfordernisse einer Rechnung, d.h. Sicherstellung der Glaubwürdigkeit

der Herkunft der Rechnung, der Unversehrtheit ihres Inhalts und Lesbarkeit, erleichtern.

Die Generalfinanzdirektion betont in der Information, dass eine Rechnung, bei der alle

vorgenannten Erfordernisse sichergestellt sind, eine der grundlegenden Bedingungen für

die Geltendmachung des Anspruchs auf Vorsteuerabzug darstellt.

Aus der Information der Generalfinanzdirektion geht hervor, dass die angekündigten

Vereinfachungen bei Rechnungen nicht erfolgt sind, da die Sicherstellung aller drei

Erfordernisse mit zahlreichen Einschränkungen verbunden ist, und zwar auch denjenigen,

die technischen Charakters sind. Die Sicherstellung der Glaubwürdigkeit der Herkunft und
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Unversehrtheit des Inhalts kann entweder durch technische Lösungen bei elektronischen

Rechnungen (anerkannte elektronische Signatur oder digitaler Stempel, in begrenztem

Maße auch EDI-Technologien, Datenbox) oder durch den sog. Audit-Pfad nachgewiesen

werden.

Unter einem Audit-Pfad wird ein Kontrollmechanismus von Prozessen verstanden, die eine

verlässliche Verbindung zwischen der Rechnung und der diesbezüglichen Leistung

schaffen. In der Praxis sollte es sich um einen dokumentierten Fluss von Leistungen, von

Anfang an bis zum Ende, handeln, der verschiedene Dokumente im Rahmen des Prozesses

verbindet. Die Information der Generalfinanzdirektion nennt die Bestellung, Belege über

Zahlungen, Verträge, Eingangs- und Ausgangsbelege oder Buchungsvermerke in Bezug auf

die Transaktion als Beispiel.

Die Information führt leider ausdrücklich auf, dass eine per E-Mail im Pdf-Format geschickte

Rechnung allein nicht die Erfordernisse einer Rechnung erfüllt, soweit das Steuersubjekt

nicht weitere Beweismittel im Rahmen des sog. Audit-Pfads als Nachweis der

Glaubwürdigkeit der Herkunft der Rechnung vorlegt.

Die Generalfinanzdirektion bietet ferner ausführlichere Informationen zur Aufbewahrung

von Rechnungen sowie zur Umwandlung von Papierdokumenten in elektronische Form und

umgekehrt.

Angesichts einer verhältnismäßig strengen Auslegung der Erfordernisse einer Rechnung

durch die Generalfinanzdirektion ist es empfehlenswert, eine ausreichende Archivierung

weiterer die bezogenen steuerpflichtigen Leistungen betreffender Belege nicht außer Acht

lassen.

Transferpreise – Preisvergleichsmethode in einem neuen Urteil des Obersten

Verwaltungsgerichts

Das Oberste Verwaltungsgericht hat ein Urteil (1 Afs 101/2012-31) in Bezug auf die

Transferpreise erlassen, in dem es eine verhältnismäßig kontroverse Stellung zur

Verwendung der Preisvergleichsmethode nimmt.

Nach Feststellung der Steuerverwaltung hat eine Fischhandelsgesellschaft höhere

Verkaufspreise für die Ware bei Lieferungen an nicht verbundene Gesellschaften als bei

Lieferungen der gleichen Ware im Rahmen der Unternehmensgruppe in Rechnung gestellt.

Die Steuerverwaltung hat die Preisspanne bei den nicht verbundenen Gesellschaften

bestimmt, die Differenz zwischen den mit der verbundenen Gesellschaft und anderen

nicht verbundenen Unternehmern vereinbarten Preisen berechnet und die Gesellschaft

aufgefordert, diese Differenz zu belegen.

Die Gesellschaft hat die niedrigere Gewinnspanne bei Geschäften mit der slowakischen

Tochtergesellschaft mit einer verhältnismäßig niedrigeren Preislage in der Slowakei sowie

mit einer niedrigeren Qualität der Fische begründet, wobei sie keine der Behauptungen

zufriedenstellend nachweisen konnte. Die Gesellschaft hat vielmehr belastet, dass die

slowakische Tochtergesellschaft eine höhere Gewinnspanne im Vergleich zu Händlern in

anderen Ländern erreicht hat. Daher hat das Gericht die nachträgliche Bemessung der

Preisdifferenz für gerechtfertigt befunden.
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Hinweis: Die vorstehend aufgeführten Angaben haben lediglich allgemeinen informativen Charakter und stellen keine komplexe erschöpfende Erörterung

der jeweiligen Themen dar. Ihr Zweck ist es lediglich, auf die wichtigsten Punkte der Novellierungen und Änderungen hinzuweisen. Jedwede

Schadenersatzansprüche für aufgrund dieser Ausführungen unternommene Schritte sind ausgeschlossen. Die Verwendung der in diesem Text enthaltenen

Informationen erfolgt nur auf eigene Gefahr und Verantwortung.

Verwenden Sie, bitte, die Informationen in diesem Material nie als Grundlage für Ihre Entscheidungen, nehmen Sie die professionellen Dienstleistungen

unserer qualifizierten Spezialisten in Anspruch.

Bezüglich der Preisvergleichsmethode hat das Gericht festgestellt, dass es sich um eine

bevorzugte Methode handelt, die jedoch eine Vergleichbarkeit eines Erzeugnisses, d.h. den

Verkauf einer Ware sowohl an verbundene als auch an nicht verbundene Gesellschaften,

voraussetzt. Bei der Anwendung dieser Methode ist dem Gericht zufolge das Preisniveau

auf den einzelnen Märkten, wo die Produkte vertrieben werden, nicht von wesentlicher

Bedeutung. Die weitere Entwicklung zeigt, ob diese Ansicht des Gerichts künftig allgemein

anwendbar wird, oder ob das Urteil einzig aufgrund der spezifischen Umstände des

verhandelten Falles ergangen ist.
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